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Freitag, 12. November 2021

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Parlamentarier
fordern rascheren
ÖV-Ausbau

Buslinie 64 Der Entscheid, die
Buslinie 64, die zur Zeit zwi-
schen Dornach und dem All-
schwiler Bachgraben verkehrt,
dochnicht bis nachBasel-St. Jo-
hann zu verlängern, stiess nicht
nur in Allschwil, sondern auch
im Stadtkanton auf vehemente
Kritik. Selbst bürgerliche Ex-
ponenten äusserten ihr Unver-
ständnis (die bz berichtete).

Die Ankündigungen aus
Allschwil und Basel, in den je-
weiligenParlamentenVorstösse
zu lancieren,umdieKostenhälf-
tig zu teilen, wurden nun in die
Tat umgesetzt. In Allschwil for-
dern alle Fraktionen mit Aus-
nahme der SVP, das Budget um
85000Frankenzuerhöhen,um
denAusbauzuermöglichen.Auf
basel-städtischer Seite hat SP-
GrossratTimCuénodeine Inter-
pellationeingereicht, inwelcher
erdieRegierung fragt, obsiebe-
reit sei, Allschwil ihrerseits mit
einemNachtragskredit in Höhe
von 85000 Franken entgegen-
zukommen.Mansolle die«aus-
gestreckteHand»derGemeinde
Allschwil nicht ausschlagen, so
der Sozialdemokrat. (tsi)

«Das istnatürlicheinNo-Go»
DieUni Basel will mit Zertifikatsklebern zurück zur Präsenzlehre – nurwerden diese zu nonchalant kontrolliert.

Julian Förnbacher

Seit dem 1. November gilt an
der Universität Basel ein neues
Schutzkonzept. Später als ande-
reSchweizerHochschulen führ-
teauchsieeineZertifikatspflicht
ein – und will zu einer Normali-
tät mit Corona finden. Eine
wichtige Rolle dabei spielen so-
genannte Hologramm-Kleber,
dieGeimpfte auf ihrenUni-Aus-
weis erhalten.Mitdiesen sollten
das mühsame Kontrollproze-
dere vereinfacht und ein mas-
kenfreier Unterricht in Veran-
staltungen mit bis zu dreissig
Teilnehmernmöglich sein.Vor-
ausgesetzt, es würde jemand
diese Kleber kontrollieren.

Studierende fühlensich
nichtausreichendgeschützt
Denn in der letzten Woche ha-
ben sich zahlreicheStudierende
aus verschiedenen Fakultäten
bei der bz gemeldet, die ange-
ben, dass in ihrenVeranstaltun-
gen die Kleber nur nonchalant
oder gar nicht kontrolliert wür-
den – und das, obwohl teils die
Masken abgelegt werden.

«Ich besuche in diesem Se-
mester mehrere Seminare, wo
die Maskenpflicht inzwischen
weggefallen ist. Doch kontrol-
liert wurden die Kleber dabei
nur in Ausnahmefällen, meis-
tens gar nicht», sagt eine Ger-
manistik-Studentin stellvertre-
tend. Sie habe das Gefühl, die
Dozierenden, die eigentlich für
dieKontrollederKleber zustän-
digwären, kämendieser Pflicht
in den Veranstaltungen nicht
ausreichend nach.

Ähnliche Vorwürfe erhebt
ein Wirtschaftsstudent: «Ich
habe zwar noch viele Hybrid-
Formateundbindrumseltenan
der Uni, wurde dort aber bisher
noch nie kontrolliert, was ich
schade finde.» Er finde, die
Einführung der Kleber und die
Rückkehr zur Präsenzlehre kä-
menohnehin zu spät.Trotzdem
seiendieKlebernuneine spedi-
tive Lösung: «Allerdings müss-
ten sie dann auch kontrolliert
werden. So fühltmansich, gera-

de wenn die Fallzahlen wieder
steigen, anderUninicht sicher.»

UniversitätBasel reagiert
entschlossenaufVorwürfe
Für Matthias Geering, Uni-
Sprecher undCo-Leiter der uni-
versitären Covid-Task-Force,
sind diese Neuigkeiten ein
Schock: «Das höre ich von Ih-
nen zum allererstenMal», sagt
er zur bz und ergänzt: «Sollte
dies tatsächlich stimmen, wäre
das natürlich ein absolutes No-
Go.Nur schon, wenn es verein-
zelt vorkommt, wäre das inak-
zeptabel.»

Die Reaktion folgt prompt:
Unmittelbar nach dem Ge-
sprächmitderbzmachtGeering
dieDozierenden in einemmah-
nenden Rundmail erneut auf
ihre Verantwortung aufmerk-

sam. «Wir alle müssen uns an
die Regeln halten, ansonsten
kann es sein, dass wir die Nor-
malitätwieder verlieren, diewir
uns jetztmühsamerarbeitet ha-
ben», sagt Geering, der jedoch
anmerkt, dass die Kontrollen
vielerorts auchpositiv verlaufen
würden: «An rund zehn Stand-
orten, die grössere Vorlesungs-
säle beherbergen, übernimmt
die Securitas stichprobenartig
dieKontrolle.Bisher ist unsdort
nochkeineinzigerFall gemeldet
worden, bei dem sich jemand
ohne Kleber in eine Vorlesung
gesetzt hätte.» Sollte dies doch
vorkommen, so seien Diszipli-
narmassnahmen bis zum vor-
läufigenHausverbotmöglich.

«Wir appellierengrundsätz-
lich an die Eigenverantwortung
derStudierendenundDozieren-

den. Und wie es nach knapp
zwei Wochen aussieht, scheint
dies der richtige Weg zu sein»,
sagt Geering. Konkret gestaltet
sichdieserWeg so:Wer amPrä-
senzunterricht teilnehmenwill,
braucht ein Covid-Zertifikat. In
Veranstaltungen mit mehr als
dreissig Personen gilt zudem
Maskenpflicht. FürUngeimpfte
bietet die Uni kostenlose Tests
an.DieKleber fürGeimpfte, von
denen die Uni bisher gut 6000
Stück abgegeben hat, vereinfa-
chendieZugangskontrollemas-
siv – doch eben nur unter der
Voraussetzung, dass jemand
diese auch kontrolliert.

In der Tat beschränken sich
die Probleme, so geht aus den
ErfahrungsberichtenderStudie-
renden hervor, vor allem auf
Kleinveranstaltungen ohne

Maskenpflicht. Anders verhalte
es sich imUniversitätssport und
in grösseren Vorlesungen, wo
dieZuständigengewissenhafter
seien.

Dass Dozierende in klei-
neren Veranstaltungsformen
schlicht nicht wissen könnten,
dass sie dafür zuständig wären,
die Kleber zu kontrollieren –
oder dies an Studierende zu de-
legieren – hält Geering für un-
wahrscheinlich. Er erhofft sich
nun von der erneuten Ermah-
nung eine Besserung der Situa-
tion: «Dafür müssen alle Uni-
Angehörigenmitmachen.Denn
eine Lösung, bei der an allen
Uni-Standorten am Eingang
kontrolliert wird, wie dies etwa
inderUniversitätsbibliothekge-
handhabt wird, wäre finanziell
und logistisch nichtmachbar.»

WieLiestalBettelndetrotzdemfernhaltenwill
Ein komplettes Verbot hat die Sicherheitsdirektion aus demPolizeireglement gestrichen. Jetzt startet der Stadtrat einen neuenVersuch.

DasneueLiestalerPolizeiregle-
ment hatte keinen einfachen
Weg, bis es am 1. Oktober in
Kraft gesetzt werden konnte.
Erst wurde im Einwohnerrat
überdiverseÄnderungsanträge
abgestimmt, und als das Liesta-
ler Parlament die Totalrevision
schliesslich verabschiedete,
funktederRegierungsratdazwi-
schen: Ein komplettes Bettel-
verbot, wie es der Einwohner-
rat vorsah, verstosse gegen die
europäische Menschenrechts-
konvention und wurde deshalb
von der Sicherheitsdirektion
gestrichen (die bz berichtete).
Dochwer glaubte, damit sei die
Odyssee vorbei, lag falsch.

InderEinwohnerratssitzung
vom24.Novemberwird bereits
wieder über eine Teilrevision

des Liestaler Polizeireglements
entschieden.WieeinAntragauf
derWebsite der Stadt zeigt, will
der StadtratnämlichdasBetteln
wieder in das Reglement auf-
nehmen.DiesesMal soll es kein
komplettes Verbot geben – das
Betteln soll stattdessen bewilli-
gungspflichtig sein.

Wörtlich besagt der revi-
dierteParagraf 23: «DasBetteln
ist auf dem gesamten Stadtge-
biet bewilligungspflichtig. Für
das Erlangen einer Bewilligung
müssen sich die Gesuchstel-
lenden mittels eines amtlichen
Dokuments ausweisen.DieBe-
willigung kann befristet erteilt
undmit örtlichenAuflagen ver-
bunden werden. Bei Wider-
handlung wird das erbettelte
Geld beschlagnahmt.»

Damit, schreibt der Stadtrat im
Antrag, habe man eine rechts-
konforme Formulierung gefun-
den. Das Betteln ist nicht mehr
verboten, sondern mit Bewilli-
gungundunter klarenAuflagen
möglich – und somit vereinbar
mit der Konvention.

DieneueFormulierungsoll
genehmigungsfähig sein
Regula Nebiker (SP), Stadträtin
Sicherheit undSoziales, sagt auf
Anfrage, dass das neue Polizei-
reglement sehrvielmehrenthal-
te als nur das Bettelverbot und
man die genehmigten Teile so
rasch wie möglich in Kraft set-
zen wollte. Deshalb geschah
diesbereits imOktober.Nebiker
fügt an:«DassdieThematikdes
Bettelnsnunnichtmehr insPoli-

zeireglement aufgenommen
werden soll, stand nie zur De-
batte.»

Denn:Wie alle anderen Ak-
tivitäten im öffentlichen Raum
müssees auchbeimBettelnkla-
re Regeln geben. «Der Stadtrat
hatte inderursprünglichenVor-
lage bereits eine Bewilligungs-
pflicht für das Betteln vor-
geschlagen. Die Mehrheit des
Einwohnerrats hat sich jedoch
für ein Bettelverbot ausgespro-
chen.» In der neuen Vorlage
werdedieser restriktiverenpoli-
tischenVorgabe soweitmöglich
nachgekommen.DieneuenFor-
mulierungen seien auf der Ba-
sis des Rechtsgutachtens des
RechtsdienstesdesRegierungs-
rates zum Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs für Men-

schenrechte erarbeitet und soll-
ten sogenehmigungsfähig sein.
«AuchdieEntwicklung imKan-
ton Basel-Stadt wurde mitbe-
rücksichtigt», soNebiker.

Im Stadtkanton ist das Bet-
telverbot seitMonaten einThe-
ma. Seit dem 1. September ist
einneues,weitgehendesBettel-
verbot in Kraft – dennoch seien
nacheinerkurzenAbnahmeseit
Oktober augenscheinlich wie-
dermehr Bettelnde in der Stadt
anzutreffen, wie das Justiz- und
Sicherheitsdepartement (JSD)
gegenüber«PrimeNews»bestä-
tigte. Das JSD habe seit dem
1. September 100 Ordnungs-
bussenwegenVerstössengegen
das Bettelverbot ausgestellt.

Kelly Spielmann

«Dassdie
Thematik
nicht insPoli-
zeireglement
aufgenommen
werdensoll,
standnie zur
Debatte.»

RegulaNebiker
Stadträtin

Strafgericht spricht
Vermieterin frei
Teure Zimmer Das Basler Straf-
gerichthatgesterneine69-jähri-
geVermieterinvomVorwurfdes
gewerbsmässigenWuchers frei-
gesprochen. Darüber berichtete
das «Regionaljournal Basel»
von SRF. Die Frau vermietet an
der Gasstrasse im Basler St.Jo-
hann-QuartierkleineZimmeran
RandständigeundSozialhilfebe-
ziehende für teilweise mehr als
800FrankenproMonat–Neben-
kostenvon200Frankenexklusi-
ve. Diese Mieten seien im Ver-
gleichrelativhoch,stündendann
aber doch nicht in einem derart
krassen Missverhältnis, dass ju-
ristisch von Wucher die Rede
sein könne, argumentierte das
Gericht.ZudemhabedieSozial-
hilfe die Miete bezahlt. Das Ge-
richt gab damit indirekt dem
Staat eineMitschuld. (bz)

Die Hologramm-Kleber wären der Schlüssel zur Uni-Normalität – jedoch werden sie zu selten kontrolliert. Bild: Nicole Nars-Zimmer (11.11.2021)


